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Umsetzung der Steuervorlage 17

Der Kantonsrat von Solothurn

gestützt auf Artikel 132 bis 134 der Kantonsverfassung vom 8. Juni 1986 [BGS 
111.1.]

beschliesst:

I.

Der Erlass Gesetz über die Staats- und Gemeindesteuern (Steuergesetz) vom 
1. Dezember 1985 (Stand 1. Januar 2018) wird wie folgt geändert:

Gesetz über die Staats- und Gemeindesteuern

(Steuergesetz)

vom 1. Dezember 1985

(Stand 1. Januar 2018)

Der Kantonsrat von Solothurn      

gestützt auf Artikel 62 der Kantonsverfassung vom 23. Oktober 1887[Es gilt die 
Kantonsverfassung vom 8. Juni 1986.] nach Kenntnisnahme von Bericht und An-
trag des Regierungsrates vom 2. April 1984

gestützt auf Artikel 132 bis 134 der Kantonsverfassung vom 8. Juni 1986[BGS 
111.1.] nach Kenntnisnahme von Bericht und Antrag des Regierungsrates vom 
2. April 1984

beschliesst:      

§  9
2. Wirtschaftliche Zugehörigkeit
a) Geschäftliche Betriebe, Betriebsstätten und Grundstücke

1 Natürliche Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt im 
Kanton sind aufgrund wirtschaftlicher Zugehörigkeit steuerpflichtig, wenn sie

https://bgs.so.ch/data/111.1/de
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a) Inhaber, Teilhaber oder Nutzniesser von geschäftlichen Betrieben im Kanton 
sind;

b) im Kanton Betriebsstätten unterhalten;

c) an solothurnischen Grundstücken Eigentum oder andere dingliche oder diesen 
wirtschaftlich gleichzuachtende persönliche Nutzungsrechte haben.

c) an solothurnischen Grundstücken Eigentum oder andere dingliche oder diesen 
wirtschaftlich gleichzuachtende persönliche Nutzungsrechte haben oder damit 
handeln.

§  10
b) Andere steuerbare Werte

1 Natürliche Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in der 
Schweiz sind aufgrund wirtschaftlicher Zugehörigkeit steuerpflichtig, wenn sie

a) im Kanton eine Erwerbstätigkeit ausüben;

b) als Mitglieder der Verwaltung oder Geschäftsführung von juristischen Personen
mit Sitz oder Betriebsstätte im Kanton Tantiemen, Sitzungsgelder, feste Ent-
schädigungen, Mitarbeiterbeteiligungen oder ähnliche Vergütungen beziehen;

c) Gläubiger oder Nutzniesser von Forderungen sind, die durch Grund- oder 
Faustpfand auf solothurnischen Grundstücken gesichert sind;

d) Pensionen, Ruhegehälter oder andere Vergütungen erhalten, die aufgrund ei-
nes früheren öffentlich-rechtlichen Arbeitsverhältnisses von einem Arbeitgeber 
oder einer Vorsorgekasse mit Sitz im Kanton ausgerichtet werden;

e) für Arbeit im internationalen Verkehr an Bord eines Schiffes oder eines Luft-
fahrzeuges oder bei einem Transport auf der Strasse Lohn oder andere Vergü-
tungen von einem Arbeitgeber mit Sitz oder Betriebsstätte im Kanton erhalten;

f) Leistungen aus schweizerischen privatrechtlichen Einrichtungen der beruflichen
Vorsorge oder aus anerkannten Formen der gebundenen Selbstvorsorge erhal-
ten;

g) …

h) solothurnische Liegenschaften vermitteln oder damit handeln. h) solothurnische Grundstücke vermitteln.
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2 Kommen die Entgelte nicht den genannten Personen, sondern Dritten zu, so 
sind diese hiefür steuerpflichtig.

§  24bis

bbis) Einkünfte aus Beteiligungen des Geschäftsvermögens

1 Dividenden, Gewinnanteile, Liquidationsüberschüsse und geldwerte Vorteile 
aus Aktien, Anteilen an Gesellschaften mit beschränkter Haftung, Genossen-
schaftsanteilen und Partizipationsscheinen sowie Gewinne aus der Veräusserung
solcher Beteiligungsrechte sind nach Abzug des zurechenbaren Aufwandes im 
Umfang von 50 % steuerbar, wenn diese Beteiligungsrechte mindestens 10 % 
des Grund- oder Stammkapitals einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft 
darstellen.

1 Dividenden, Gewinnanteile, Liquidationsüberschüsse und geldwerte Vorteile 
aus Aktien, Anteilen an Gesellschaften mit beschränkter Haftung, Genossen-
schaftsanteilen und Partizipationsscheinen sowie Gewinne aus der Veräusserung
solcher Beteiligungsrechte sind nach Abzug des zurechenbaren Aufwandes im 
Umfang von 75% steuerbar, wenn diese Beteiligungsrechte mindestens 10% des
Grund- oder Stammkapitals einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft dar-
stellen.

2 Die Teilbesteuerung wird auf Veräusserungsgewinnen nur gewährt, wenn die 
veräusserten Beteiligungsrechte mindestens ein Jahr im Eigentum der steuer-
pflichtigen Person oder des Personenunternehmens waren.

§  24ter

bter) Nettoeinkünfte aus Patenten und vergleichbaren Rechten

1 Nettoeinkünfte aus Patenten und vergleichbaren Rechten bei selbstständiger 
Erwerbstätigkeit werden auf Antrag der steuerpflichtigen Person mit 10% in die 
Berechnung des steuerbaren Geschäftsertrags einbezogen.

2 Die §§ 91bis und 91ter sind sinngemäss anwendbar.

§  26
4. Bewegliches Vermögen

1 Steuerbar sind die Erträge aus beweglichem Vermögen, insbesondere 1  Steuerbar sind die Erträge aus beweglichem Vermögen, insbesondere

a) Zinsen aus Guthaben, inklusive ausbezahlte Erträge aus rückkaufsfähigen Ka-
pitalversicherungen mit Einmalprämie im Erlebensfall und bei Rückkauf, ausser
wenn diese Kapitalversicherungen der Vorsorge dienen. Als der Vorsorge die-
nend gilt die Auszahlung der Versicherungsleistung ab dem vollendeten 60. Al-
tersjahr des Versicherten auf Grund eines mindestens fünfjährigen Vertragsver-
hältnisses, das vor Vollendung des 66. Altersjahres begründet wurde. In diesem
Fall ist die Leistung steuerfrei;
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b) Dividenden, Gewinnanteile, Liquidationsüberschüsse und geldwerte Vorteile 
aus Beteiligungen aller Art (einschliesslich Gratisaktien, Gratisnennwerterhö-
hungen und dergleichen). Sie sind im Umfang von 60 % steuerbar, wenn diese 
Beteiligungsrechte mindestens 10 % des Grund- oder Stammkapitals einer Ka-
pitalgesellschaft oder Genossenschaft darstellen. Ein bei der Rückgabe von 
Beteiligungsrechten im Sinne von Artikel 4a des Bundesgesetzes über die Ver-
rechnungssteuer vom 13. Oktober 1965[SR 642.21.] an die Kapitalgesellschaft 
oder Genossenschaft erzielter Liquidationsüberschuss gilt in dem Jahr als reali-
siert, in welchem die Verrechnungssteuerforderung entsteht.

b) Dividenden, Gewinnanteile, Liquidationsüberschüsse und geldwerte Vorteile 
aus Beteiligungen aller Art (einschliesslich Gratisaktien, Gratisnennwerterhö-
hungen und dergleichen). Sie sind im Umfang von 75% steuerbar, wenn diese 
Beteiligungsrechte mindestens 10% des Grund- oder Stammkapitals einer Ka-
pitalgesellschaft oder Genossenschaft darstellen. Ein bei der Rückgabe von 
Beteiligungsrechten im Sinne von Artikel 4a des Bundesgesetzes über die Ver-
rechnungssteuer vom 13. Oktober 1965[SR 642.21.] an die Kapitalgesellschaft 
oder Genossenschaft erzielter Liquidationsüberschuss gilt in dem Jahr als reali-
siert, in welchem die Verrechnungssteuerforderung entsteht.

c) Einkünfte aus Vermietung, Verpachtung, Nutzniessung oder sonstiger Nutzung 
beweglicher Sachen oder nutzbarer Rechte;

d) Einkünfte aus immateriellen Gütern;

e) Einkünfte aus der Veräusserung oder Rückzahlung von Obligationen mit über-
wiegender Einmalverzinsung (global verzinsliche Obligationen, Diskont-Obliga-
tionen), die dem Inhaber anfallen.

2 Einkünfte aus Anteilen an kollektiven Kapitalanlagen gemäss Kollektivanlagen-
gesetz vom 23. Juni 2006[SR 951.31.] (KAG) werden den Anlegern anteilsmäs-
sig zugerechnet; Einkünfte aus Anteilen an kollektiven Kapitalanlagen mit direk-
tem Grundbesitz sind nur steuerbar, soweit die Gesamterträge die Erträge aus di-
rektem Grundbesitz übersteigen.

3 Die Rückzahlung von Einlagen, Aufgeldern und Zuschüssen, die von den Inha-
bern der Beteiligungsrechte nach dem 31. Dezember 1996 geleistet worden sind,
wird gleich behandelt wie die Rückzahlung von Grund- oder Stammkapital.

§  26bis

4bis. Besondere Fälle

1 Als Ertrag aus beweglichem Vermögen im Sinne von § 26 Absatz 1 Buchstabe 
b gilt auch:

http://www.lexfind.ch/link/Bund/951.31/de
http://www.lexfind.ch/link/Bund/642.21/de
http://www.lexfind.ch/link/Bund/642.21/de
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a) der Erlös aus dem Verkauf einer Beteiligung von mindestens 20% am Grund- 
oder Stammkapital einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft aus dem Pri-
vatvermögen in das Geschäftsvermögen einer anderen natürlichen oder einer 
juristischen Person, soweit innert fünf Jahren nach dem Verkauf, unter Mitwir-
kung des Verkäufers, nicht betriebsnotwendige Substanz ausgeschüttet wird, 
die im Zeitpunkt des Verkaufs bereits vorhanden und handelsrechtlich aus-
schüttungsfähig war; dies gilt sinngemäss auch, wenn innert fünf Jahren meh-
rere Beteiligte eine solche Beteiligung gemeinsam verkaufen oder Beteiligun-
gen von insgesamt mindestens 20% verkauft werden; ausgeschüttete Substanz
wird beim Verkäufer gegebenenfalls im Verfahren nach den §§ 170 Absatz 1, 
171 und 172 nachträglich besteuert;

b) der Erlös aus der Übertragung einer Beteiligung von mindestens 5% am 
Grund- oder Stammkapital einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft aus 
dem Privatvermögen in das Geschäftsvermögen einer Personenunternehmung 
oder einer juristischen Person, an welcher der Veräusserer oder Einbringer 
nach der Übertragung zu mindestens 50% am Kapital beteiligt ist, soweit die 
gesamthaft erhaltene Gegenleistung den Nennwert der übertragenen Beteili-
gung übersteigt; dies gilt sinngemäss auch, wenn mehrere Beteiligte die Über-
tragung gemeinsam vornehmen.

b) der Erlös aus der Übertragung einer Beteiligung am Grund- oder Stammkapital
einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft aus dem Privatvermögen in das 
Geschäftsvermögen einer Personenunternehmung oder einer juristischen Per-
son, an welcher der Veräusserer oder Einbringer nach der Übertragung zu min-
destens 50% am Kapital beteiligt ist, soweit die gesamthaft erhaltene Gegen-
leistung den Nennwert der übertragenen Beteiligung und den Einlagen, Aufgel-
dern und Zuschüssen nach § 26 Absatz 3 übersteigt; dies gilt sinngemäss 
auch, wenn mehrere Beteiligte die Übertragung gemeinsam vornehmen.

2 Mitwirkung im Sinne von Absatz 1 Buchstabe a liegt vor, wenn der Verkäufer 
weiss oder wissen muss, dass der Gesellschaft zwecks Finanzierung des Kauf-
preises Mittel entnommen und nicht wieder zugeführt werden.

§  34
2. Bei selbständiger Erwerbstätigkeit
a) Im allgemeinen

1 Selbständig Erwerbende können die geschäfts- oder berufsmässig begründeten
Kosten abziehen, insbesondere

a) die Abschreibungen, Rückstellungen und Rücklagen nach § 35; a) die Abschreibungen, Rückstellungen und Wertberichtigungen nach §§ 35 und 
35bis;

b) die eingetretenen und verbuchten Verluste auf Geschäftsvermögen;
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c) die Zuwendungen an steuerbefreite Einrichtungen der beruflichen Vorsorge zu-
gunsten des eigenen Personals, sofern jede zweckwidrige Verwendung ausge-
schlossen ist.

d) Zinsen auf Geschäftsschulden sowie Zinsen, die auf Beteiligungen nach § 24 
Absatz 5 entfallen;

e) die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, einschliesslich Um-
schulungskosten, des eigenen Personals.

2 Nicht abziehbar sind Zahlungen von Bestechungsgeldern im Sinne des schwei-
zerischen Strafrechts an schweizerische oder ausländische Amtsträger.

§  35
b) Abschreibungen, Rückstellungen und Rücklagen

§  35
b) Abschreibungen

1 Für Wertverminderungen von Aktiven des Geschäftsvermögens sind Abschrei-
bungen zulässig, soweit sie buchmässig oder, wenn eine kaufmännische Buch-
haltung fehlt, in besonderen Abschreibungstabellen ausgewiesen sind. Preisstei-
gerungen von Anlagegütern kann durch erhöhte Abschreibungssätze angemes-
sen Rechnung getragen werden. Bei Veranlagung nach Ermessen (§ 147 Abs. 2)
ist der erfahrungsgemässen Wertverminderung Rechnung zu tragen.

1 Für nutzungs- und altersbedingte Wertverminderungen von Aktiven des Ge-
schäftsvermögens sind Abschreibungen zulässig, soweit sie buchmässig oder, 
bei vereinfachter Buchführung nach Artikel 957 Absatz 2 des Obligationen-
rechts[SR 220.] (OR), in besonderen Abschreibungstabellen ausgewiesen sind.

2 Rückstellungen sind zulässig für im Geschäftsjahr bestehende Verpflichtungen 
in noch unbestimmter Höhe und für andere unmittelbar drohende Verluste, die im
Geschäftsjahr bestehen. Bisherige Rückstellungen werden dem steuerbaren Ge-
schäftseinkommen zugerechnet, soweit sie nicht mehr begründet sind.

2 In der Regel werden die Abschreibungen nach dem tatsächlichen Wert der ein-
zelnen Vermögensteile berechnet oder nach ihrer voraussichtlichen Gebrauchs-
dauer angemessen verteilt.

3 Für Zwecke der wissenschaftlichen oder technischen Forschung, für künftige 
Entwicklungsaufträge an Dritte sowie für Kosten wirtschaftlich erforderlicher 
Betriebsumstellungen und -umstrukturierungen können jährliche steuerfreie Rüc-
klagen gebildet werden. Der Regierungsrat regelt in einer Verordnung Einzelhei-
ten über Bildung, Umfang und Auflösung dieser Rücklagen.

3 Bei Veranlagung nach Ermessen (§ 147 Absatz 2) ist der erfahrungsgemässen 
Wertverminderung Rechnung zu tragen.

4 Abschreibungen auf Aktiven, die zum Ausgleich von Verlusten aufgewertet wur-
den, können nur vorgenommen werden, wenn die Aufwertungen handelsrechtlich
zulässig waren und die Verluste im Zeitpunkt der Abschreibung nach § 37 Absatz
1 verrechenbar gewesen wären.

http://www.lexfind.ch/link/Bund/220/de
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§  35bis

bbis) Rückstellungen und Wertberichtigungen

1 Rückstellungen zu Lasten der Erfolgsrechnung sind zulässig für

a) im Geschäftsjahr bestehende Verpflichtungen, deren Höhe noch unbestimmt 
ist;

b) Verlustrisiken, die mit Aktiven des Umlaufvermögens, insbesondere mit Waren 
und Debitoren, verbunden sind;

c) andere unmittelbar drohende Verlustrisiken, die im Geschäftsjahr bestehen;

d) künftige Forschungs- und Entwicklungsaufträge an Dritte bis zu 10% des steu-
erbaren Geschäftsertrages, insgesamt höchstens bis zu 1 Million Franken.

2 Für Wertverminderungen, denen nicht mit Abschreibungen Rechnung getragen 
werden kann, sind Wertberichtigungen zulässig.

3 Bisherige Rückstellungen und Wertberichtigungen werden dem steuerbaren 
Geschäftsertrag zugerechnet, soweit sie nicht mehr begründet sind.

§  35ter

bter) Forschungs- und Entwicklungsaufwand

1 Selbständig Erwerbende können auf Antrag zusätzlich 50% des geschäftsmäs-
sig begründeten Forschungs- und Entwicklungsaufwandes abziehen, der ihnen 
direkt oder durch Dritte im Inland indirekt entstanden ist.

2 Für die Umschreibung des Forschungs- und Entwicklungsaufwandes, der zum 
Zusatzabzug berechtigt, ist § 92ter massgebend.

§  35quater

bquater) Entlastungsbegrenzung

1 Die gesamte steuerliche Ermässigung nach den §§ 24ter und 35ter darf die steu-
erbaren Einkünfte aus selbständiger Erwerbstätigkeit vor Abzug dieser Ermässi-
gungen und vor der Verrechnung mit Vorjahresverlusten gemäss § 37 Absatz 1 
um höchstens die Hälfte vermindern.
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2 Allfällige Verluste, die durch diese Ermässigungen einzeln oder insgesamt ent-
stehen, können weder mit übrigen Einkünften verrechnet noch vorgetragen wer-
den.

§  36
c) Ersatzbeschaffungen

1 Werden Gegenstände des betriebsnotwendigen Anlagevermögens ersetzt, so 
können die stillen Reserven auf die als Ersatz erworbenen Anlagegüter übertra-
gen werden, wenn diese ebenfalls betriebsnotwendig sind und sich in der 
Schweiz befinden. Vorbehalten bleibt die Besteuerung beim Ersatz von Liegen-
schaften durch Gegenstände des beweglichen Vermögens.

2 Findet die Ersatzbeschaffung nicht im gleichen Geschäftsjahr statt, so kann im 
Umfang der stillen Reserven eine Rückstellung gebildet werden. Diese Rückstel-
lung ist innert angemessener Frist zur Abschreibung auf dem Ersatzobjekt zu 
verwenden oder zugunsten der Erfolgsrechnung aufzulösen.

3 Als betriebsnotwendig gilt nur Anlagevermögen, das dem Betrieb unmittelbar 
dient; ausgeschlossen sind insbesondere Vermögensteile, die dem Unternehmen
nur als Vermögensanlage oder nur durch ihren Ertrag dienen.

§  41
5. Allgemeine Abzüge

1 Von den Einkünften werden abgezogen

a) die privaten Schuldzinsen im Umfang der nach den §§ 26 bis 27 steuerbaren 
Vermögenserträge und weiterer 50'000 Franken; davon ausgenommen sind die
Schuldzinsen für Darlehen, die eine Kapitalgesellschaft einer an ihrem Kapital 
massgeblich beteiligten oder ihr sonst nahestehenden natürlichen Person zu 
Bedingungen gewährt, die erheblich von den im Geschäftsverkehr unter Dritten 
üblichen Bedingungen abweichen;

b) die dauernden Lasten sowie 40% der bezahlten Leibrenten;
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c) 1000 Franken vom niedrigeren Erwerbseinkommen bei in rechtlich und tat-
sächlich ungetrennter Ehe lebenden Ehegatten, wenn beide Ehegatten unab-
hängig voneinander ein Erwerbseinkommen erzielen; ein gleicher Abzug ist zu-
lässig bei erheblicher Mitarbeit eines Ehegatten im Beruf, Geschäft oder 
Gewerbe des andern Ehegatten;

d) die nachgewiesenen Kosten für die Drittbetreuung von Kindern, die das 14. Al-
tersjahr noch nicht vollendet haben und die mit der steuerpflichtigen Person, die
für ihren Unterhalt sorgt, im gleichen Haushalt leben, soweit diese Kosten in di-
rektem Zusammenhang mit der Erwerbstätigkeit, Ausbildung oder Erwerbsunfä-
higkeit der steuerpflichtigen Person stehen, höchstens jedoch 6'000 Franken je 
Kind;

d) die nachgewiesenen Kosten für die Drittbetreuung von Kindern, die das 14. Al-
tersjahr noch nicht vollendet haben und die mit der steuerpflichtigen Person, die
für ihren Unterhalt sorgt, im gleichen Haushalt leben, soweit diese Kosten in di-
rektem Zusammenhang mit der Erwerbstätigkeit, Ausbildung oder Erwerbsunfä-
higkeit der steuerpflichtigen Person stehen, höchstens jedoch 12'000 Franken 
je Kind;

e) …

f) die laufenden Unterhaltsbeiträge an den geschiedenen oder den unter den Vor-
aussetzungen von § 14 Absatz 1 getrennten Ehegatten sowie die Unterhaltsbei-
träge an den andern Elternteil für die unter dessen elterlicher Sorge stehenden 
Kinder, nicht jedoch Leistungen in Erfüllung anderer familienrechtlicher Unter-
halts- oder Unterstützungspflichten;

g) die gesetzlichen Beiträge an die eidgenössische Alters- und Hinterlassenenver-
sicherung, Invalidenversicherung, Arbeitslosenversicherung, obligatorische Un-
fallversicherung und Erwerbsersatzordnung;

h) die von Arbeitnehmern und Selbständigerwerbenden nach Gesetz, Statut oder 
Reglement geleisteten Einlagen, Prämien und Beiträge zum Erwerb von An-
sprüchen aus Einrichtungen der beruflichen Vorsorge nach Massgabe des Bun-
desrechts; der Regierungsrat erlässt, soweit erforderlich, ergänzende Bestim-
mungen, insbesondere über den Einkauf von Beitragsjahren;

i) Einlagen, Prämien und Beiträge zum Erwerb von vertraglichen Ansprüchen aus 
anerkannten Formen der gebundenen Selbstvorsorge im Sinne und im Umfang 
von Artikel 82 des Bundesgesetzes über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- 
und Invalidenvorsorge vom 25. Juni 1982[SR 831.40.];

http://www.lexfind.ch/link/Bund/831.40/de
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k) die nachgewiesenen Krankheits- und Unfallkosten des Steuerpflichtigen und 
der von ihm unterhaltenen Personen, soweit der Steuerpflichtige die Kosten 
selber trägt und diese 5% des Reineinkommens übersteigen;

l) die freiwilligen Leistungen von Geld und übrigen Vermögenswerten, wenn sie 
im Jahr insgesamt 100 Franken erreichen, höchstens jedoch 20 % der um die 
Aufwendungen (§§ 33-41) verminderten Einkünfte,

1. an juristische Personen mit Sitz in der Schweiz, die im Hinblick auf ihre öffentli-
chen oder gemeinnützigen Zwecke von der Steuerpflicht befreit sind (§ 90 Ab-
satz 1 Buchstabe i), sowie

2. an Bund, Kantone, Gemeinden und ihre Anstalten (§ 90 Absatz 1 Buchstaben 
a-c);

2. an Bund, Kantone, Gemeinden und ihre Anstalten, soweit diese von der Steu-
erpflicht befreit sind (§ 90 Absatz 1 Buchstaben a-c);

m) die behinderungsbedingten Kosten des Steuerpflichtigen oder der von ihm un-
terhaltenen Personen mit Behinderungen im Sinne des Behindertengleichstel-
lungsgesetzes vom 13. Dezember 2002, soweit der Steuerpflichtige die Kosten 
selber trägt.

n) die Mitgliederbeiträge und Zuwendungen bis zum Gesamtbetrag von 
20'000 Franken an politische Parteien, die im Parteiregister nach Artikel 76a 
des Bundesgesetzes über die politischen Rechte vom 17. Dezember 1976[SR 
161.1.] eingetragen oder in einem kantonalen Parlament vertreten sind oder in 
einem Kanton bei den letzten Wahlen des kantonalen Parlaments mindestens 
3% der Stimmen erreicht haben;

o) von den einzelnen Gewinnen aus Lotterien oder ähnlichen Veranstaltungen (§ 
31 Buchstabe e) werden 5%, jedoch höchstens 5‘000 Franken, als Einsatzkos-
ten abgezogen;

p) die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, einschliesslich der 
Umschulungskosten, bis zum Gesamtbetrag von 12‘000 Franken, sofern

1. ein erster Abschluss auf der Sekundarstufe II vorliegt, oder

2. das 20. Lebensjahr vollendet ist und es sich nicht um die Ausbildungskosten 
bis zum ersten Abschluss auf der Sekundarstufe II handelt.

http://www.lexfind.ch/link/Bund/161.1/de
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2 Abziehbar sind ferner die Einlagen, Prämien und Beiträge für Lebensversiche-
rungen, Kranken- und Unfallversicherung, die nicht unter Absatz 1 Buchstabe g 
fallen,

a) bis zu 5'000 Franken für Steuerpflichtige, die in rechtlich und tatsächlich unge-
trennter Ehe leben;

b) bis zu 2'500 Franken für alle andern Steuerpflichtigen;

c) zusätzlich bis zu 650 Franken für jedes Kind, für das ein Abzug nach § 43 Ab-
satz 1 Buchstabe a gewährt wird.

Diesen Leistungen sind Zinsen von Sparkapitalien des Steuerpflichtigen und der 
von ihm in der Steuerpflicht vertretenen Personen gleichgestellt.

3 Für Steuerpflichtige, die keine Einlagen, Prämien oder Beiträge im Sinne von 
Absatz 1 Buchstabe h oder i leisten, erhöhen sich die Abzüge nach Absatz 2 um 
die Hälfte.

4 Nicht abziehbar sind die übrigen Kosten und Aufwendungen, insbesondere

a) die Aufwendungen für den Unterhalt des Steuerpflichtigen und seiner Familie, 
unter Einschluss der Wohnungsmiete;

b) der durch die berufliche Stellung des Steuerpflichtigen bedingte Privataufwand;

c) die Ausgaben für Bussen in Disziplinar-, Steuer- und Strafverfahren sowie die 
Kosten solcher Verfahren;

d) die Aufwendungen für Schuldentilgung;

e) die Aufwendungen für die Anschaffung, Herstellung oder Wertvermehrung von 
Vermögensgegenständen;

f) Einkommens-, Grundstückgewinn- und Vermögenssteuern von Bund, Kantonen
und Gemeinden und gleichartige ausländische Steuern;

g) Kapitalverluste auf Privatvermögen.
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§  44
V. Steuerberechnung
1. Steuersätze

1 Die Einkommenssteuer für ein Jahr beträgt

Tabelle Tabelle geändert

Für Einkommen ab 310‘000 Franken beträgt die Steuer 10,50% des gesamten 
Einkommens.

2 Für die Bestimmung des Steuersatzes wird das gesamte Einkommen durch den
Divisor 1,9 geteilt

a) für in ungetrennter Ehe lebende Steuerpflichtige,

b) für verwitwete, getrennt lebende, geschiedene und ledige Steuerpflichtige, die 
mit Kindern, für die ein Abzug nach § 43 Absatz 1 Buchstabe a gewährt wird, 
oder mit unterstützungsbedürftigen Personen zusammen leben und deren Un-
terhalt zur Hauptsache bestreiten,

c) für verwitwete Steuerpflichtige im Jahr des Todes des Ehegatten und in den 
beiden darauf folgenden Jahren.

3 …

4 Die Steuersätze gemäss Absatz 1 und 2 werden aufgrund der Verhältnisse am 
Ende der Steuerperiode oder der Steuerpflicht festgelegt.

§  48
I. Gegenstand

1 Der Steuer unterliegen

a) Gewinne aus der Veräusserung von Grundstücken des Privatvermögens, so-
weit sie nicht nach § 24 Absatz 3 Buchstabe b besteuert werden;
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b) Gewinne aus der Veräusserung von Grundstücken eines land- oder forstwirt-
schaftlichen Betriebs, soweit sie nicht nach § 24 Absatz 3 Buchstabe a besteu-
ert werden;

c) …

d) Gewinne aus der Veräusserung von Grundstücken von Anstalten und Stiftun-
gen des Staates und der Gemeinden, die wirtschaftliche Zwecke verfolgen;

d) Aufgehoben.

e) Gewinne aus der Veräusserung von Grundstücken der in § 90 Absatz 1 Buch-
stabe e-ibis genannten juristischen Personen und der kollektiven Kapitalanla-
gen gemäss § 90 Absatz 1 Buchstabe l.

2 Als Grundstücke gelten

a) die Grundstücke im Sinne von Artikel 655 ZGB[SR 210.];

b) Rechtsameanteile im Sinne von § 45 des Einführungsgesetzes zum ZGB vom 
4. April 1954[BGS 211.1.];

c) Bauten auf fremdem Boden, ausgenommen Fahrnisbauten.

3 Den Grundstücken sind Grundstücksanteile gleichgestellt.

§  50
2. Steueraufschiebende Veräusserungen

1 Die Besteuerung wird aufgeschoben bei

a) Eigentumswechsel zufolge Erbganges (Erbfolge, Erbteilung, Vermächtnis), 
Erbvorbezuges (lebzeitiger Abtretung) oder Schenkung, bei gemischter Schen-
kung, sofern die Gegenleistung des Beschenkten die Anlagekosten des Schen-
kers nicht übersteigt;

b) Eigentumswechsel unter Ehegatten zur Abgeltung güter- und scheidungsrecht-
licher Ansprüche sowie ausserordentlicher Beiträge eines Ehegatten an den 
Unterhalt der Familie gemäss Art. 165 ZGB[SR 210.], sofern beide Ehegatten 
einverstanden sind;

http://www.lexfind.ch/link/Bund/210/de
https://bgs.so.ch/data/211.1/de
http://www.lexfind.ch/link/Bund/210/de
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c) Landumlegungen zwecks Güterzusammenlegung, Quartierplanung, Grenzbe-
reinigung und Abrundung landwirtschaftlicher Heimwesen sowie bei Landumle-
gungen im Enteignungsverfahren oder bei drohender Enteignung, soweit nicht 
durch Aufzahlung ein Gewinn erzielt wird;

d) …

e) …

f) Veräusserung von Grundstücken des betriebsnotwendigen Anlagevermögens 
durch die in § 48 Absatz 1 Buchstabe d und e genannten juristischen Personen,
soweit sie den Erlös innert angemessener Frist für den Ersatz betriebsnotwen-
diger Grundstücke in der Schweiz verwenden;

f) Veräusserung von Grundstücken des betriebsnotwendigen Anlagevermögens 
durch die in § 48 Absatz 1 Buchstabe e genannten juristischen Personen, so-
weit sie den Erlös innert angemessener Frist für den Ersatz betriebsnotwendi-
ger Grundstücke in der Schweiz verwenden;

g) Veräusserungen zufolge Umstrukturierung im Sinne von § 94 von juristischen 
Personen, die in § 48 Absatz 1 Buchstaben d und e genannt sind. Bei Verlet-
zung der Sperrfrist im Sinne von § 94 Absatz 2 oder 4 wird die Steuer im Ver-
fahren nach den §§ 170-172 nacherhoben.

2 Die Besteuerung wird ferner aufgeschoben bei vollständiger oder teilweiser Ver-
äusserung eines land- oder forstwirtschaftlichen Grundstückes, soweit der Ver-
äusserungserlös innert angemessener Frist zum Erwerb eines selbstbewirtschaf-
teten Ersatzgrundstückes oder zur Verbesserung der eigenen, selbstbewirtschaf-
teten land- oder forstwirtschaftlichen Grundstücke verwendet wird.

§  72
2. Steuersätze

1 Die Vermögenssteuer für ein Jahr beträgt

Tabelle Tabelle geändert

Für Vermögen ab 150'000 Franken beträgt die Steuer 1,0 Promille. Für Vermögen ab 1'000'000 Franken beträgt die Steuer 1,4 Promille.

§  85
II. Steuerliche Zugehörigkeit
1. Persönliche und wirtschaftliche Zugehörigkeit
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1 Juristische Personen sind aufgrund persönlicher Zugehörigkeit steuerpflichtig, 
wenn sich ihr Sitz oder ihre tatsächliche Verwaltung im Kanton befindet.

2 Juristische Personen, die weder ihren Sitz noch die tatsächliche Verwaltung im 
Kanton haben, sind aufgrund wirtschaftlicher Zugehörigkeit steuerpflichtig, wenn 
sie

a) Teilhaber an geschäftlichen Betrieben im Kanton sind;

b) im Kanton Betriebsstätten unterhalten;

c) an solothurnischen Grundstücken Eigentum oder andere dingliche oder diesen 
wirtschaftlich gleichzuachtende persönliche Nutzungsrechte haben.

c) an solothurnischen Grundstücken Eigentum oder andere dingliche oder diesen 
wirtschaftlich gleichzuachtende persönliche Nutzungsrechte haben oder damit 
handeln.

3 Juristische Personen mit Sitz oder tatsächlicher Verwaltung im Ausland sind 
ausserdem steuerpflichtig, soweit sie

a) Gläubiger oder Nutzniesser von Forderungen sind, die durch Grund- oder 
Faustpfand auf solothurnischen Grundstücken gesichert sind;

b) solothurnische Liegenschaften vermitteln oder damit handeln. b) solothurnische Grundstücke vermitteln.

§  86bis

2bis. Übernahme von Verlusten aus dem Ausland

1 …

2 Steuerpflichtige mit Sitz oder tatsächlicher Verwaltung im Kanton können Ver-
luste aus einer ausländischen Betriebsstätte mit inländischen Gewinnen verrech-
nen, soweit die Verluste im Betriebsstättestaat nicht verrechenbar sind. Erzielt 
diese Betriebsstätte innert der folgenden sieben Geschäftsjahre Gewinne, wer-
den die mit den Betriebsstätteverlusten verrechneten Gewinne in dem Umfang 
besteuert, in dem die Verlustvorträge im Betriebsstättestaat verrechnet werden 
können.

3 Verluste aus ausländischen Liegenschaften werden nur berücksichtigt, wenn im
betreffenden Land auch eine Betriebsstätte unterhalten wird.
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4 In den übrigen Fällen werden Auslandsverluste nur satzbestimmend berück-
sichtigt.

4 In den übrigen Fällen werden Auslandsverluste nicht berücksichtigt.

§  87
3. Steuerberechnung bei teilweiser Steuerpflicht

1 Juristische Personen, die nur für einen Teil ihres Gewinns und Kapitals im 
Kanton steuerpflichtig sind, entrichten die Steuern für die im Kanton steuerbaren 
Werte nach dem Steuersatz, der ihrem gesamten Gewinn und Kapital entspricht.

1 Juristische Personen, die nur für einen Teil ihres Gewinns und Kapitals im 
Kanton steuerpflichtig sind, entrichten die Steuern zum Satz für die im Kanton 
steuerbaren Werte.

2 Juristische Personen, die nur nach § 85 Absatz 2 Buchstabe c steuerpflichtig 
sind, entrichten die Steuer mindestens nach dem für die steuerbaren Werte 
massgebenden Steuersatz.

2 Aufgehoben.

3 Steuerpflichtige mit Sitz und tatsächlicher Verwaltung im Ausland entrichten die 
Steuern für geschäftliche Betriebe, Betriebsstätten und Grundstücke im Kanton 
zu dem Steuersatz, der dem in der Schweiz erzielten Gewinn und dem in der 
Schweiz gelegenen Kapital entspricht.

3 Aufgehoben.

§  88
III. Beginn und Ende der Steuerpflicht

1 Die Steuerpflicht beginnt mit der Gründung der juristischen Person, mit der Ver-
legung ihres Sitzes oder ihrer tatsächlichen Verwaltung in den Kanton oder mit 
dem Erwerb von Werten, die im Kanton steuerbar sind.

1 Die Steuerpflicht beginnt mit der Gründung der juristischen Person, mit der Ver-
legung ihres Sitzes, ihrer tatsächlichen Verwaltung oder von Funktionen in den 
Kanton oder mit dem Erwerb von Werten, die im Kanton steuerbar sind.

2 Die Steuerpflicht endet mit dem Abschluss der Liquidation, mit der Verlegung 
des Sitzes oder der tatsächlichen Verwaltung ausser Kanton sowie mit dem Weg-
fall der im Kanton steuerbaren Werte.

2 Die Steuerpflicht endet mit dem Abschluss der Liquidation, mit der Verlegung 
des Sitzes oder der tatsächlichen Verwaltung ausser Kanton sowie mit dem Weg-
fall der im Kanton steuerbaren Werte und Funktionen.

2bis Im interkantonalen Verhältnis werden die Folgen des Beginns, der Änderung 
und des Endes der Steuerpflicht aufgrund persönlicher oder wirtschaftlicher Zu-
gehörigkeit nach dem Bundesgesetz über die Harmonisierung der direkten Steu-
ern der Kantone und Gemeinden[SR 642.14.] und durch die Grundsätze des 
Bundesrechts über das Verbot der interkantonalen Doppelbesteuerung bestimmt.

http://www.lexfind.ch/link/Bund/642.14/de
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3 Überträgt eine juristische Person Aktiven und Passiven auf eine andere juristi-
sche Person (Umwandlungen, Zusammenschlüsse, Teilungen), so sind die von 
ihr geschuldeten Steuern von den übernehmenden oder nachfolgenden juristi-
schen Personen zu entrichten.

§  90
V. Ausnahmen von der Steuerpflicht

1 Von der Steuerpflicht sind befreit

a) der Bund und seine Anstalten nach Massgabe des Bundesrechts;

b) der Staat Solothurn und seine Anstalten; b) der Staat Solothurn und seine Anstalten, soweit sie hoheitliche oder gesetzlich 
vorgeschriebene Aufgaben erfüllen;

c) die solothurnischen Gemeinden, Zweckverbände und Synodal- oder kantona-
len Organisationen der Landeskirchen sowie ihre Anstalten und Stiftungen;

c) die solothurnischen Gemeinden, Zweckverbände und Synodal- oder kantona-
len Organisationen der Landeskirchen sowie ihre Anstalten und Stiftungen,so-
weit sie hoheitliche oder vom kantonalen Recht vorgeschriebene Aufgaben er-
füllen;

d) die vom Bund konzessionierten Verkehrs- und Infrastrukturunternehmen, die 
für diese Tätigkeit Abgeltungen erhalten oder aufgrund ihrer Konzession einen 
ganzjährigen Betrieb von nationaler Bedeutung aufrecht erhalten müssen; die 
Steuerbefreiung erstreckt sich auch auf Gewinne aus der konzessionierten Tä-
tigkeit, die frei verfügbar sind; von der Steuerbefreiung ausgenommen sind je-
doch Nebenbetriebe und Liegenschaften, die keine notwendige Beziehung zur 
konzessionierten Tätigkeit haben;

e) Einrichtungen der beruflichen Vorsorge von Unternehmen mit Wohnsitz, Sitz 
oder Betriebsstätte in der Schweiz und von ihnen nahestehenden Unterneh-
men, soweit die Mittel der Einrichtung dauernd und ausschliesslich der berufli-
chen Vorsorge dienen;

f) inländische Sozialversicherungs- und Ausgleichskassen, insbesondere Arbeits-
losen-, Krankenversicherungs-, Alters-, Invaliden- und Hinterlassenenversiche-
rungskassen, mit Ausnahme der konzessionierten Versicherungsgesellschaf-
ten;

g) …
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h) …

i) juristische Personen, die öffentliche oder gemeinnützige Zwecke verfolgen, für 
den Gewinn und das Kapital, die ausschliesslich und unwiderruflich diesen 
Zwecken gewidmet sind. Unternehmerische Zwecke sind grundsätzlich nicht 
gemeinnützig. Der Erwerb und die Verwaltung von wesentlichen Kapitalbeteili-
gungen an Unternehmen gelten als gemeinnützig, wenn das Interesse an der 
Unternehmenserhaltung dem gemeinnützigen Zweck untergeordnet ist und kei-
ne geschäftsleitenden Tätigkeiten ausgeübt werden.

ibis) juristische Personen, die kantonal oder gesamtschweizerisch Kultuszwecke 
verfolgen, für den Gewinn und das Kapital, die ausschliesslich und unwiderruf-
lich diesen Zwecken gewidmet sind;

k) die ausländischen Staaten für ihre solothurnischen, ausschliesslich dem unmit-
telbaren Gebrauch der diplomatischen und konsularischen Vertretungen be-
stimmten Liegenschaften sowie die von der Steuerpflicht befreiten institutionel-
len Begünstigten nach Artikel 2 Absatz 1 des Gaststaatgesetzes (GSG) vom 
22. Juni 2007[SR 192.12.] für die Liegenschaften, die Eigentum der institutio-
nellen Begünstigten sind und die von deren Dienststellen benützt werden;

l) die kollektiven Kapitalanlagen mit direktem Grundbesitz, sofern deren Anleger 
ausschliesslich steuerbefreite Einrichtungen der beruflichen Vorsorge nach 
Buchstabe e oder steuerbefreite inländische Sozialversicherungs- und Aus-
gleichskassen nach Buchstabe f sind.

2 Vorbehalten bleiben die besonderen Bestimmungen über die Steuerbefreiung 
für die Grundstückgewinnsteuer und für die Nebensteuern.

§  91
I. Steuerobjekt und Berechnung des Reingewinns
1. Im allgemeinen

1 Gegenstand der Gewinnsteuer ist der Reingewinn. Der steuerbare Reingewinn 
setzt sich zusammen aus

a) dem Saldo der Erfolgsrechnung unter Berücksichtigung des Saldovortrages 
des Vorjahres;

http://www.lexfind.ch/link/Bund/192.12/de
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b) allen vor Berechnung des Saldos der Erfolgsrechnung ausgeschiedenen Teilen
des Geschäftsergebnisses, die nicht zur Deckung von geschäftsmässig begrün-
detem Aufwand verwendet werden, wie insbesondere

1. Kosten für die Anschaffung, Herstellung oder Wertvermehrung von Gegenstän-
den des Anlagevermögens;

2. geschäftsmässig nicht begründete Abschreibungen, Rückstellungen, Wertbe-
richtigungen und Rücklagen im Sinne von § 35 Absatz 3;

2. geschäftsmässig nicht begründete Abschreibungen, Rückstellungen und Wert-
berichtigungen;

3. Einlagen in die Reserven;

4. Zuweisungen in das Eigenkapital aus Mitteln der juristischen Person, soweit sie
nicht aus als Gewinn versteuerten Reserven erfolgen;

5. offene und verdeckte Gewinnausschüttungen und geschäftsmässig nicht be-
gründete Zuwendungen an Dritte.

c) den der Erfolgsrechnung nicht gutgeschriebenen Erträgen, mit Einschluss der 
Kapital-, Liquidations- und Aufwertungsgewinne, unter Vorbehalt von Ersatzbe-
schaffungen. Der Liquidation ist die Verlegung des Sitzes, der Verwaltung, ei-
nes geschäftlichen Betriebes oder einer Betriebsstätte in das Ausland gleichge-
stellt; als Liquidationswert gilt dabei der Verkehrswert.

c) den der Erfolgsrechnung nicht gutgeschriebenen Erträgen, mit Einschluss der 
Kapital-, Liquidations- und Aufwertungsgewinne, unter Vorbehalt von Ersatzbe-
schaffungen.

2 Zum steuerbaren Gewinn der Kapitalgesellschaften und Genossenschaften ge-
hören auch die Schuldzinsen, die auf jenen Teil des Fremdkapitals entfallen, der 
nach § 104 Absatz 2 zum Eigenkapital zu rechnen ist.

3 Der steuerbare Reingewinn juristischer Personen, die keine Erfolgsrechnung er-
stellen, bestimmt sich sinngemäss nach Absatz 1.

4 Nicht als Liquidation gelten die vorübergehende Sitzverlegung ins Ausland und 
die anderen Massnahmen nach dem Bundesratsbeschluss vom 12. April 1957 
betreffend vorsorgliche Schutzmassnahmen für juristische Personen, Personen-
gesellschaften und Einzelfirmen[SR 531.54.].

http://www.lexfind.ch/link/Bund/531.54/de
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5 Leistungen, die gemischtwirtschaftliche, im öffentlichen Interesse tätige Unter-
nehmen überwiegend an nahe stehende Personen erbringen, sind zum jeweili-
gen Marktpreis, zu den jeweiligen Gestehungskosten zuzüglich eines angemes-
senen Aufschlages oder zum jeweiligen Endverkaufspreis abzüglich einer ange-
messenen Gewinnmarge zu bewerten; das Ergebnis eines jeden Unternehmens 
ist entsprechend zu berichtigen.

§  91bis

1bis. Patente und vergleichbare Rechte
a) Begriffe

1 Als Patente gelten:

a) Patente nach dem Europäischen Patentübereinkommen vom 5. Oktober 1973 
in seiner revidierten Fassung vom 29. November 2000[SR 0.232.142.2.] mit Be-
nennung Schweiz;

b) Patente nach dem Patentgesetz vom 25. Juni 1954[SR 232.14.];

c) ausländische Patente, die den Patenten nach den Buchstaben a oder b ent-
sprechen.

2 Als vergleichbare Rechte gelten:

a) ergänzende Schutzzertifikate nach dem Patentgesetz vom 25. Juni 1954 und 
deren Verlängerung;

b) Topographien, die nach dem Topographiengesetz vom 9. Oktober 1992[SR 
231.2.] geschützt sind;

c) Pflanzensorten, die nach dem Sortenschutzgesetz vom 20. März 1975[SR 
232.16.] geschützt sind;

d) Unterlagen, die nach dem Heilmittelgesetz vom 15. Dezember 2000[SR 
812.21.] geschützt sind;

e) Berichte, für die gestützt auf Ausführungsbestimmungen zum Landwirtschafts-
gesetz vom 29. April 1998[SR 910.1.] ein Berichtschutz besteht;

http://www.lexfind.ch/link/Bund/910.1/de
http://www.lexfind.ch/link/Bund/812.21/de
http://www.lexfind.ch/link/Bund/232.16/de
http://www.lexfind.ch/link/Bund/231.2/de
http://www.lexfind.ch/link/Bund/232.14/de
http://www.lexfind.ch/link/Bund/0.232.142.2/de
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f) ausländische Rechte, die den Rechten nach den Buchstaben a–e entsprechen.

§  91ter

b) Besteuerung

1 Der Reingewinn aus Patenten und vergleichbaren Rechten wird auf Antrag im 
Verhältnis des qualifizierenden Forschungs- und Entwicklungsaufwands zum ge-
samten Forschungs- und Entwicklungsaufwand pro Patent oder vergleichbares 
Recht (Nexusquotient) mit 10% in die Berechnung des steuerbaren Reingewinns 
einbezogen.

2 Der Reingewinn aus Patenten und vergleichbaren Rechten, die in Produkten 
enthalten sind, ermittelt sich, indem der Reingewinn aus diesen Produkten je-
weils um 6% der diesen Produkten zugewiesenen Kosten sowie um das Mar-
kenentgelt vermindert wird.

3 Wird der Reingewinn aus Patenten und vergleichbaren Rechten erstmals er-
mässigt besteuert, so werden der in vergangenen Steuerperioden bereits berück-
sichtigte Forschungs- und Entwicklungsaufwand sowie ein allfälliger Abzug nach 
§ 92ter zum steuerbaren Reingewinn hinzugerechnet.

4 Der hinzugerechnete Betrag ist zu aktivieren und im gleichen Umfang ist eine 
versteuerte stille Reserve zu bilden. Er ist nach den ordentlichen Abschreibungs-
sätzen oder über die Nutzungsdauer der Patente oder vergleichbaren Rechte 
abzuschreiben.

5 In Härtefällen kann auf Antrag die Hinzurechnung gemäss Absatz 3 auf die ers-
ten fünf Jahre seit der erstmaligen ermässigten Besteuerung verteilt werden.

6 Die weiterführenden Bestimmungen des Bundesrates gemäss Art. 24b Ab-
satz 4 des Bundesgesetzes über die Harmonisierung der direkten Steuern der 
Kantone und Gemeinden[SR 642.14.] sind anwendbar.

§  92
2. Geschäftsmässig begründeter Aufwand; Ersatzbeschaffungen

§  92
2. Geschäftsmässig begründeter Aufwand

1 Zum geschäftsmässig begründeten Aufwand gehören auch

a) eidgenössische, kantonale und kommunale Steuern, nicht aber Steuerbussen;

http://www.lexfind.ch/link/Bund/642.14/de
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b) die Abschreibungen, Rückstellungen, Verluste, Zuwendungen und Rücklagen 
im Sinne von §§ 34 und 35;

b) die Abschreibungen, Rückstellungen, Wertberichtigungen, Verluste und Zu-
wendungen im Sinne von § 34 Absatz 1 Buchstaben a bis c, § 35 und § 35bis;

c) a)Rabatte, Skonti, Umsatzbonifikationen und Rückvergütungen auf dem Ent-
gelt für Lieferungen und Leistungen sowie die zur Verteilung an die Versicher-
ten bestimmten Überschüsse von Versicherungsgesellschaften;

c) Rabatte, Skonti, Umsatzbonifikationen und Rückvergütungen auf dem Entgelt 
für Lieferungen und Leistungen sowie die zur Verteilung an die Versicherten be-
stimmten Überschüsse von Versicherungsgesellschaften;

d) die freiwilligen Leistungen von Geld und übrigen Vermögenswerten an juristi-
sche Personen mit Sitz in der Schweiz, die im Hinblick auf ihre öffentlichen oder
gemeinnützigen Zwecke von der Steuerpflicht befreit sind (§ 90 Absatz 1 Buch-
stabe i) sowie an Bund, Kantone, Gemeinden und ihre Anstalten (§ 90 Absatz 1
Buchstaben a-c), soweit die Leistungen insgesamt 20% des Reingewinns nicht 
übersteigen;

d) die freiwilligen Leistungen von Geld und übrigen Vermögenswerten an juristi-
sche Personen mit Sitz in der Schweiz, die im Hinblick auf ihre öffentlichen oder
gemeinnützigen Zwecke von der Steuerpflicht befreit sind (§ 90 Absatz 1 Buch-
stabe i) sowie an Bund, Kantone, Gemeinden und ihre Anstalten, soweit diese 
von der Steuerpflicht befreit sind (§ 90 Absatz 1 Buchstaben a-c), im Umfang 
von insgesamt höchstens 20% des Reingewinns;

e) die nachgewiesenen und unentgeltlichen Zuwendungen an politische Parteien, 
die sich im Kanton an den letzten eidgenössischen oder kantonalen Wahlen be-
teiligt haben, soweit diese Zuwendungen insgesamt 15’000 Franken nicht über-
steigen;

f) die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, einschliesslich Um-
schulungskosten, des eigenen Personals.

2 Für Ersatzbeschaffungen gilt § 36. Beim Ersatz von Beteiligungen können die 
stillen Reserven auf eine neue Beteiligung übertragen werden, sofern die veräus-
serte Beteiligung mindestens 10 % des Grund- oder Stammkapitals oder mindes-
tens 10 % des Gewinns und der Reserven der anderen Gesellschaft ausmacht 
und diese Beteiligung während mindestens eines Jahres im Besitze der Kapital-
gesellschaft oder Genossenschaft war.

2 Aufgehoben.

3 Nicht zum geschäftsmässig begründeten Aufwand gehören Zahlungen von Be-
stechungsgeldern im Sinne des schweizerischen Strafrechts an schweizerische 
oder ausländische Amtsträger.

§  92bis

2bis. Wertberichtigungen und Abschreibungen auf Beteiligungen
§  92bis

2bis. Ersatzbeschaffungen
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1 Wertberichtigungen und Abschreibungen auf den Gestehungskosten von Betei-
ligungen, welche die Voraussetzungen von § 98 Absatz 5 Buchstabe b erfüllen, 
werden dem steuerbaren Gewinn zugerechnet, soweit sie nicht mehr begründet 
sind.

1 Für Ersatzbeschaffungen gilt § 36.

2 Beim Ersatz von Beteiligungen können die stillen Reserven auf eine neue Betei-
ligung übertragen werden, sofern die veräusserte Beteiligung mindestens 10% 
des Grund- oder Stammkapitals oder mindestens 10% des Gewinns und der Re-
serven der anderen Gesellschaft ausmacht und diese Beteiligung während min-
destens eines Jahres im Besitze der Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft 
war.

§  92ter

2ter. Forschungs- und Entwicklungsaufwand

1 Auf Antrag werden zusätzlich 50% des geschäftsmässig begründeten For-
schungs- und Entwicklungsaufwandes zum Abzug zugelassen, welcher der steu-
erpflichtigen Person direkt oder durch Dritte im Inland indirekt entstanden ist.

2 Als Forschung und Entwicklung gelten die wissenschaftliche Forschung und die 
wissenschaftsbasierte Innovation nach Artikel 2 des Bundesgesetzes vom 
14. Dezember 2012[SR 420.1.] über die Förderung der Forschung und Innovati-
on.

3 Ein erhöhter Abzug ist zulässig auf:

a) dem direkt zurechenbaren Personalaufwand für Forschung und Entwicklung 
mit einem Zuschlag von 35% dieses Personalaufwands, höchstens aber bis 
zum gesamten Aufwand der steuerpflichtigen Person;

b) 80% des Aufwands für durch Dritte in Rechnung gestellte Forschung und Ent-
wicklung.

4 Ist der Auftraggeber der Forschung und Entwicklung abzugsberechtigt, so steht 
dem Auftragnehmer dafür kein Abzug zu.

5 Soweit Steuerpflichtige für ihren Forschungs- und Entwicklungsaufwand auf der 
Basis eines Kostenaufschlags entschädigt werden, können sie den erhöhten 
Abzug nicht beanspruchen.

http://www.lexfind.ch/link/Bund/420.1/de
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§  92quater

2quater. Entlastungsbegrenzung

1 Die gesamte steuerliche Ermässigung nach den § 91bis Absätze 1 und 2, § 92ter 
und § 290 Absatz 5 darf den steuerbaren Gewinn um höchstens die Hälfte ver-
mindern.

2 In erster Linie ist der Abzug nach § 92ter, als nächstes sind die Abschreibungen 
nach § 290 Absatz 5 zu kürzen.

3 Die Berechnung erfolgt auf der Grundlage des Gewinns vor Abzug dieser Er-
mässigungen, vor der Verrechnung mit Verlustvorträgen aus früheren Geschäfts-
jahren gemäss § 96 Absatz 1 und unter Ausklammerung des Nettobeteiligungser-
trages gemäss § 98 und der Entschädigung gemäss § 92ter Absatz 5.

4 Allfällige Verluste, die durch diese Ermässigungen einzeln oder insgesamt ent-
stehen, können nicht vorgetragen werden.

§  93
3. Erfolgsneutrale Vorgänge

1 Kein steuerbarer Gewinn entsteht durch

a) Kapitaleinlagen von Mitgliedern von Kapitalgesellschaften und Genossenschaf-
ten einschliesslich Aufgelder und Leistungen à fonds perdu;

b) Kapitalzuwachs aus Erbschaft, Vermächtnis oder Schenkung;

c) Verlegung des Sitzes, der Verwaltung, eines Geschäftsbetriebes oder einer 
Betriebsstätte innerhalb der Schweiz, soweit keine Veräusserungen oder buch-
mässigen Aufwertungen vorgenommen werden.

2 Im Falle von Absatz 1 Buchstabe c werden die stillen Reserven besteuert, wenn
die juristische Person ihre Vermögenswerte im andern Kanton innert fünf Jahren 
veräussert oder neu die Besteuerung als Holding-, Domizil- oder Verwaltungsge-
sellschaft im Sinne von §§ 99 und 100 beansprucht.

2 Aufgehoben.

§  94
4. Umstrukturierungen
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1 Stille Reserven einer juristischen Person werden bei Umstrukturierungen, ins-
besondere im Fall der Fusion, Spaltung oder Umwandlung, nicht besteuert, so-
weit die Steuerpflicht in der Schweiz fortbesteht und die bisher für die Gewinn-
steuer massgeblichen Werte übernommen werden:

a) bei der Umwandlung in eine Personenunternehmung oder in eine andere juris-
tische Person;

b) bei der Auf- oder Abspaltung einer juristischen Person, sofern ein oder mehrere
Betriebe oder Teilbetriebe übertragen werden und soweit die nach der Spaltung
bestehenden juristischen Personen einen Betrieb oder Teilbetrieb weiterführen;

c) beim Austausch von Beteiligungs- oder Mitgliedschaftsrechten anlässlich von 
Umstrukturierungen oder von fusionsähnlichen Zusammenschlüssen;

d) bei der Übertragung von Betrieben oder Teilbetrieben, sowie von Gegenstän-
den des betrieblichen Anlagevermögens auf eine inländische Tochtergesell-
schaft. Als Tochtergesellschaft gilt eine Kapitalgesellschaft oder Genossen-
schaft, an der die übertragende Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft zu 
mindestens 20 Prozent am Grund- oder Stammkapital beteiligt ist.

2 Bei einer Übertragung auf eine Tochtergesellschaft nach Absatz 1 Buchstabe d 
werden die übertragenen stillen Reserven im Verfahren nach den §§ 170-172 
nachträglich besteuert, soweit während der nachfolgenden fünf Jahre die übertra-
genen Vermögenswerte oder Beteiligungs- oder Mitgliedschaftsrechte an der 
Tochtergesellschaft veräussert werden; die Tochtergesellschaft kann in diesem 
Fall entsprechende, als Gewinn versteuerte stille Reserven geltend machen.

3 Zwischen inländischen Kapitalgesellschaften und Genossenschaften, welche 
nach dem Gesamtbild der tatsächlichen Verhältnisse durch Stimmenmehrheit 
oder auf andere Weise unter einheitlicher Leitung einer Kapitalgesellschaft oder 
Genossenschaft zusammengefasst sind, können direkt oder indirekt gehaltene 
Beteiligungen von mindestens 20 Prozent am Grund- oder Stammkapital einer 
anderen Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft, Betriebe oder Teilbetriebe so-
wie Gegenstände des betrieblichen Anlagevermögens zu den bisher für die 
Gewinnsteuer massgeblichen Werten übertragen werden. Vorbehalten bleiben:

3 Zwischen inländischen Kapitalgesellschaften und Genossenschaften, welche 
nach dem Gesamtbild der tatsächlichen Verhältnisse durch Stimmenmehrheit 
oder auf andere Weise unter einheitlicher Leitung einer Kapitalgesellschaft oder 
Genossenschaft zusammengefasst sind, können direkt oder indirekt gehaltene 
Beteiligungen von mindestens 20% am Grund- oder Stammkapital einer anderen 
Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft, Betriebe oder Teilbetriebe sowie Ge-
genstände des betrieblichen Anlagevermögens zu den bisher für die Gewinnsteu-
er massgeblichen Werten übertragen werden. Vorbehalten bleibt die Übertragung
auf eine Tochtergesellschaft nach Absatz 1 Buchstabe d.
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a) die Übertragung auf eine Tochtergesellschaft nach Absatz 1 Buchstabe d; a) Aufgehoben.

b) die Übertragung von Gegenständen des betrieblichen Anlagevermögens auf 
eine Gesellschaft, die nach den §§ 99 und 100 besteuert wird.

b) Aufgehoben.

4 Werden im Fall einer Übertragung nach Absatz 3 während der nachfolgenden 
fünf Jahre die übertragenen Vermögenswerte veräussert oder wird während die-
ser Zeit die einheitliche Leitung aufgegeben, so werden die übertragenen stillen 
Reserven im Verfahren nach §§ 170-172 nachträglich besteuert. Die begünstigte 
juristische Person kann in diesem Fall entsprechende, als Gewinn versteuerte 
stille Reserven geltend machen. Die im Zeitpunkt der Sperrfristverletzung unter 
einheitlicher Leitung zusammengefassten inländischen Kapitalgesellschaften und
Genossenschaften haften für die Nachsteuer solidarisch.

5 Stille Reserven, die im Rahmen einer Umstrukturierung nach Absatz 1 oder ei-
ner Übertragung nach Absatz 3 in eine nach den §§ 99 oder 100 besteuerte juris-
tische Person überführt werden, unterliegen der Gewinnsteuer. Davon ausge-
nommen sind stille Reserven auf Beteiligungen gemäss § 98 und auf Grund-
stücken. Stille Reserven auf Beteiligungen werden nach § 100bis, jene auf 
Grundstücken nach den §§ 99 und 100 besteuert.

5 Überträgt eine Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft eine Beteiligung auf 
eine ausländische Konzerngesellschaft, so wird die Besteuerung für die Differenz
zwischen dem Gewinnsteuerwert und dem Verkehrswert der Beteiligung aufge-
schoben. Der Steueraufschub entfällt, wenn die übertragene Beteiligung an einen
konzernfremden Dritten veräussert wird, wenn die Gesellschaft, deren Beteili-
gungsrechte übertragen wurden, ihre Aktiven und Passiven in wesentlichem Um-
fang veräussert oder wenn sie liquidiert wird.

6 Entsteht durch die Übernahme der Aktiven und Passiven einer juristischen Per-
son, deren Beteiligungsrechte der übernehmenden juristischen Person gehören, 
ein Buchverlust auf der Beteiligung, so kann dieser steuerlich geltend gemacht 
werden, soweit auf den übernommenen Aktiven und Passiven nicht stille Reser-
ven bestehen; ein allfälliger Buchgewinn auf der Beteiligung wird besteuert.

§  94bis

4bis. Aufdeckung stiller Reserven bei Beginn der Steuerpflicht

1 Deckt die steuerpflichtige Person bei Beginn der Steuerpflicht stille Reserven 
einschliesslich des selbst geschaffenen Mehrwerts auf, so unterliegen diese nicht
der Gewinnsteuer. Nicht aufgedeckt werden dürfen stille Reserven einer Kapital-
gesellschaft oder Genossenschaft aus Beteiligungen von mindestens 10% am 
Grund- oder Stammkapital oder am Gewinn und an den Reserven einer anderen 
Gesellschaft.
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2 Als Beginn der Steuerpflicht gelten die Verlegung von Vermögenswerten, Betrie-
ben, Teilbetrieben oder Funktionen aus dem Ausland in einen inländischen Ge-
schäftsbetrieb oder in eine inländische Betriebsstätte, das Ende einer Steuerbe-
freiung nach § 90 Absatz 1 sowie die Verlegung des Sitzes oder der tatsächli-
chen Verwaltung in die Schweiz.

3 Die aufgedeckten stillen Reserven sind jährlich zum Satz abzuschreiben, der für
Abschreibungen auf den betreffenden Vermögenswerten steuerlich angewendet 
wird.

4 Der aufgedeckte selbst geschaffene Mehrwert ist innert zehn Jahren 
abzuschreiben.

§  94ter

4ter. Besteuerung stiller Reserven am Ende der Steuerpflicht

1 Endet die Steuerpflicht, so werden die in diesem Zeitpunkt vorhandenen, nicht 
versteuerten stillen Reserven einschliesslich des selbst geschaffenen Mehrwerts 
besteuert.

2 Als Ende der Steuerpflicht gelten die Verlegung von Vermögenswerten, Betrie-
ben, Teilbetrieben oder Funktionen in einen ausländischen Geschäftsbetrieb oder
in eine ausländische Betriebsstätte, der Abschluss der Liquidation, der Übergang 
zu einer Steuerbefreiung nach § 90 Absatz  1 sowie die Verlegung des Sitzes 
oder der tatsächlichen Verwaltung ins Ausland.

§  95
5. Sondervorschriften für Vereine, Stiftungen und kollektive Kapitalanlagen

1 Die Mitgliederbeiträge an die Vereine und die Einlagen in das Vermögen der 
Stiftungen werden nicht zum steuerbaren Gewinn gerechnet.

2 Von den steuerbaren Erträgen der Vereine können die Aufwendungen, die mit 
der Erzielung dieser Erträge in Zusammenhang stehen, in vollem Umfang abge-
zogen werden, andere Aufwendungen nur insoweit, als sie die Mitgliederbeiträge 
übersteigen.

2bis Die Vereine können aus ausserordentlichen Einkünften steuerfreie Rücklagen 
für bevorstehende Ausgaben zu nichtwirtschaftlichen Zwecken bilden.

2bis Aufgehoben.
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3 Die kollektiven Kapitalanlagen gemäss § 84 Absatz 1 Buchstabe b unterliegen 
der Gewinnsteuer für den Ertrag aus direktem Grundbesitz.

§  95bis

5bis. Gewinne von juristischen Personen mit ideellen Zwecken
§  95bis Aufgehoben.

1 Gewinne von juristischen Personen mit ideellen Zwecken werden nicht besteu-
ert, sofern sie höchstens 20'000 Franken betragen und ausschliesslich und unwi-
derruflich diesen Zwecken gewidmet sind.

§  97
II. Steuerberechnung
1. Kapitalgesellschaften und Genossenschaften im allgemeinen

§  97
II. Steuerberechnung
1. Im allgemeinen

1 Die Gewinnsteuer für Kapitalgesellschaften und Genossenschaften beträgt 5% 
auf den ersten 100'000 Franken Reingewinn und 8,5% auf dem verbleibenden 
Reingewinn.

1 Die Gewinnsteuer beträgt 3% des steuerbaren Reingewinns.

2 Gewinne von juristischen Personen mit ideellen Zwecken werden nicht besteu-
ert, sofern sie höchstens 20‘000 Franken betragen und ausschliesslich und unwi-
derruflich diesen Zwecken gewidmet sind.

§  99
3. Holdinggesellschaften

§  99 Aufgehoben.

1 Kapitalgesellschaften und Genossenschaften , deren statutarischer Zweck zur 
Hauptsache in der dauernden Verwaltung von Beteiligungen besteht und die in 
der Schweiz keine Geschäftstätigkeit ausüben, entrichten unter Vorbehalt von 
Absatz 2 keine Gewinnsteuer, sofern die Beteiligungen oder die Erträge aus den 
Beteiligungen längerfristig mindestens zwei Drittel der gesamten Aktiven oder Er-
träge ausmachen.

2 Erträge aus solothurnischem Grundeigentum solcher Gesellschaften und Ge-
nossenschaften werden ordentlich besteuert. Dabei werden die einer üblichen 
hypothekarischen Belastung entsprechenden Abzüge gewährt. Verluste und Auf-
wandüberschüsse aus Grundeigentum können nur mit Erträgen aus Grundeigen-
tum verrechnet werden.

3 Die Gewinnsteuer beträgt 7% des steuerbaren Reingewinnes.
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§  100
4. Domizil- und Verwaltungsgesellschaften

§  100 Aufgehoben.

1 Kapitalgesellschaften, Genossenschaften und Stiftungen, die in der Schweiz 
eine Verwaltungstätigkeit, aber keine Geschäftstätigkeit ausüben, entrichten die 
Gewinnsteuer wie folgt

a) Erträge aus Beteiligungen im Sinne von § 98 Absatz 1 sowie Kapital- und Auf-
wertungsgewinne auf solchen Beteiligungen sind steuerfrei;

b) die übrigen Einkünfte aus der Schweiz werden ordentlich besteuert;

c) die übrigen Einkünfte aus dem Ausland werden nach der Bedeutung der Ver-
waltungstätigkeit in der Schweiz ordentlich besteuert;

d) der geschäftsmässig begründete Aufwand, der mit bestimmten Erträgen und 
Einkünften in wirtschaftlichem Zusammenhang steht, wird vorher abgezogen. 
Verluste auf Beteiligungen im Sinne von Buchstabe a können nur mit Erträgen 
gemäss Buchstabe a verrechnet werden.

2 Kapitalgesellschaften und Genossenschaften, deren Geschäftstätigkeit über-
wiegend auslandbezogen ist und die in der Schweiz nur eine untergeordnete Ge-
schäftstätigkeit ausüben, entrichten die Gewinnsteuer gemäss Absatz 1. Verluste
auf Beteiligungen im Sinne von Absatz 1 Buchstabe a können nur mit Erträgen 
aus solchen Beteiligungen verrechnet werden.

3 Die Gewinnsteuer beträgt 7% des steuerbaren Reingewinnes.

§  100bis

4bis. Nachbesteuerung von stillen Reserven
§  100bis Aufgehoben.

1 Werden stille Reserven auf Beteiligungen, deren Besteuerung bei einer Um-
strukturierung oder einer Vermögensübertragung gemäss § 94 Absatz 5 aufge-
schoben worden ist, innert 10 Jahren realisiert, werden die dabei erzielten 
Gewinne zum Satz von 7% besteuert.
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2 Steuerbar sind jedoch höchstens die bei der Überführung auf eine nach den §§ 
99 oder 100 besteuerte juristische Person vorhandenen stillen Reserven. Bei Be-
teiligungen nach § 98 Absatz 5 unterliegt nur die Differenz zwischen den Geste-
hungskosten und dem tieferen Gewinnsteuerwert der Steuer.

§  101
5. Inanspruchnahme von Doppelbesteuerungsabkommen

§  101 Aufgehoben.

1 Einkünfte und Erträge von Holding-, Domizil- und Verwaltungsgesellschaften 
sind steuerbar, wenn hiefür eine Entlastung von ausländischen Quellensteuern 
beansprucht wird und der Staatsvertrag die ordentliche Besteuerung in der 
Schweiz voraussetzt.

§  102
6. Vereine, Stiftungen und übrige juristische Personen

§  102 Aufgehoben.

1 Die Gewinnsteuer der Vereine, Stiftungen und übrigen juristischen Personen 
beträgt 5%. Gewinne unter 5’000 Franken werden nicht besteuert.

§  104
2. Kapitalgesellschaften und Genossenschaften
a) Allgemeines

1 Das steuerbare Eigenkapital der Kapitalgesellschaften und Genossenschaften 
besteht aus dem einbezahlten Grund- oder Stammkapital, den in der Handelsbi-
lanz ausgewiesenen Einlagen, Aufgeldern und Zuschüssen im Sinne von § 26 
Absatz 3, den offenen und den aus versteuertem Gewinn gebildeten stillen Re-
serven.

2 Das steuerbare Eigenkapital von Kapitalgesellschaften und Genossenschaften 
ist um jenen Teil des Fremdkapitals zu erhöhen, dem wirtschaftlich die Bedeu-
tung von Eigenkapital zukommt.

3 Das steuerbare Eigenkapital der Holding-, Domizil- und Verwaltungsgesell-
schaften besteht aus dem einbezahlten Grund- oder Stammkapital, den in der 
Handelsbilanz ausgewiesenen Einlagen, Aufgeldern und Zuschüssen im Sinne 
von § 26 Absatz 3, den offenen Reserven und jenem Teil der stillen Reserven, 
der im Falle der Gewinnbesteuerung aus versteuertem Gewinn gebildet worden 
wäre.

3 Das anteilige Eigenkapital, das auf Beteiligungsrechte nach § 98 und auf Rech-
te nach § 91bis entfällt, wird zu 20% dem steuerbaren Eigenkapital zugerechnet.
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4 Steuerbar ist mindestens das einbezahlte Grund- oder Stammkapital.

§  106
3. Vereine Stiftungen und übrige juristische Personen

1 Als steuerbares Eigenkapital der Vereine, Stiftungen und übrigen juristischen 
Personen gilt das Reinvermögen.

2 Die Ermittlung des Reinvermögens richtet sich nach den für die natürlichen Per-
sonen geltenden Vorschriften.

2 Die Ermittlung des Reinvermögens richtet sich nach den für die natürlichen Per-
sonen geltenden Vorschriften sowie nach § 104 Absatz 3.

§  106bis

4. Kapital von juristischen Personen mit ideellen Zwecken
§  106bis Aufgehoben.

1 Kapital von juristischen Personen mit ideellen Zwecken wird nicht besteuert, so-
fern es höchstens 200'000 Franken beträgt und ausschliesslich und unwiderruf-
lich diesen Zwecken gewidmet ist.

§  107
II. Steuerberechnung
1. Kapitalgesellschaften und Genossenschaften

§  107
II. Steuerberechnung

1 Die Kapitalsteuer der Kapitalgesellschaften und Genossenschaften beträgt 0,8 
Promille des steuerbaren Eigenkapitals, mindestens jedoch 200 Franken bei per-
sönlicher Zugehörigkeit und 100 Franken bei nur wirtschaftlicher Zugehörigkeit.

1 Die Kapitalsteuer beträgt 0,1 Promille des steuerbaren Eigenkapitals, mindes-
tens jedoch 200 Franken bei persönlicher Zugehörigkeit und 100 Franken bei nur
wirtschaftlicher Zugehörigkeit.

2 Die Kapitalsteuer der Holding-, Domizil- und Verwaltungsgesellschaften beträgt 
0,2 Promille auf den ersten 50 Mio. Franken des steuerbaren Eigenkapitals, 0,1 
Promille auf den nächsten 50 Mio. Franken und 0,05 Promille auf dem restlichen 
Eigenkapital, mindestens jedoch 200 Franken.

2 Das Kapital von juristischen Personen mit ideellen Zwecken wird nicht besteu-
ert, sofern es höchstens 200‘000 Franken beträgt und ausschliesslich und unwi-
derruflich diesen Zwecken gewidmet ist.

3 Die Gewinnsteuer wird an die Kapitalsteuer angerechnet.

§  108
2. Vereine, Stiftungen und übrige juristische Personen

§  108 Aufgehoben.

1 Die Kapitalsteuer der Vereine, Stiftungen und übrigen juristischen Personen be-
trägt 0,8 Promille. Eigenkapital unter 200’000 Franken wird nicht besteuert.
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2 Bei Stiftungen, die gemäss § 100 besteuert werden, wird die Kapitalsteuer nach
den Sätzen von § 107 Absatz 2 berechnet.

3 Die Gewinnsteuer wird an die Kapitalsteuer angerechnet.

§  111
II. Bemessungsperiode

1 Der steuerbare Reingewinn bemisst sich nach dem Ergebnis der Steuerperiode.

2 Umfasst ein Geschäftsjahr mehr oder weniger als 12 Monate, so bestimmt sich 
der Steuersatz nach dem auf 12 Monate berechneten Reingewinn. Ausserordent-
liche Erträge und Aufwendungen sowie verrechenbare Verlustvorträge werden 
nicht umgerechnet.

2 Aufgehoben.

3 Endet die Steuerpflicht zufolge Liquidation oder Verlegung des Sitzes, der tat-
sächlichen Verwaltung, eines Geschäftsbetriebes oder einer Betriebsstätte ins 
Ausland, werden die aus nicht versteuertem Gewinn gebildeten stillen Reserven 
zusammen mit dem Reingewinn des letzten Geschäftsjahres besteuert.

3 Am Ende der Steuerpflicht gemäss § 94ter werden die aus nicht versteuertem 
Gewinn gebildeten stillen Reserven zusammen mit dem Reingewinn des letzten 
Geschäftsjahres besteuert.

§  141
b) Beilagen zur Steuererklärung

1 Natürliche Personen müssen der Steuererklärung insbesondere beilegen

a) Lohnausweise über alle Einkünfte aus unselbständiger Erwerbstätigkeit;

b) Ausweise über Bezüge als Mitglied der Verwaltung oder eines anderen Organs
einer juristischen Person;

c) Verzeichnisse über sämtliche Wertschriften, Forderungen und Schulden.

2 Natürliche Personen mit Einkommen aus selbständiger Erwerbstätigkeit und ju-
ristische Personen müssen der Steuererklärung die unterzeichneten Jahresrech-
nungen (Bilanzen, Erfolgsrechnungen, Anhang) der Bemessungsperiode oder, 
wenn eine kaufmännische Buchhaltung fehlt, Aufstellungen über Aktiven und 
Passiven, Einnahmen und Ausgaben sowie Privatentnahmen und Privateinlagen 
beilegen.

2 Natürliche Personen mit Einkommen aus selbständiger Erwerbstätigkeit und ju-
ristische Personen müssen der Steuererklärung beilegen:
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a) die unterzeichnete Jahresrechnung der Steuerperiode gemäss den Vorschrif-
ten des Obligationenrechts über die Rechnungslegung (Bilanz, Erfolgsrech-
nung, Anhang) oder

b) bei vereinfachter Buchführung nach Artikel 957 Absatz 2 des Obligationen-
rechts[SR 220.] (OR): Aufstellungen über Einnahmen und Ausgaben, über die 
Vermögenslage sowie über Privatentnahmen und -einlagen der Steuerperiode.

3 Kapitalgesellschaften und Genossenschaften haben zudem das Eigenkapital 
gemäss § 104 am Ende der Steuerperiode oder der Steuerpflicht auszuweisen.

§  142
c) Weitere Mitwirkung

1 Die Steuerpflichtigen haben alles zu tun, um eine vollständige und richtige Ver-
anlagung zu ermöglichen.

2 Auf Verlangen müssen sie insbesondere mündlich oder schriftlich Auskunft er-
teilen, Geschäftsbücher und Belege vorlegen und weitere Bescheinigungen bei-
bringen. Die Veranlagungsbehörde kann sich vom Steuerpflichtigen auch Urkun-
den über den Geschäftsverkehr mit Dritten vorlegen lassen; auf ihr Verlangen hat
der Steuerpflichtige auch die Namen der Personen zu nennen, mit denen er 
Rechtsgeschäfte getätigt oder denen er geldwerte Leistungen erbracht hat, und 
über seine vertraglichen Beziehungen zu diesen Personen und die gegenseitigen
Leistungen und Ansprüche Auskunft zu geben. Das gesetzlich geschützte Berufs-
geheimnis bleibt vorbehalten.

3 Natürliche Personen mit Einkommen aus selbständiger Erwerbstätigkeit und ju-
ristische Personen müssen Urkunden und sonstige Belege, die mit ihrer Tätigkeit 
im Zusammenhang stehen, während 10 Jahren aufbewahren.

3 Natürliche Personen mit Einkommen aus selbständiger Erwerbstätigkeit und ju-
ristische Personen müssen Geschäftsbücher und Aufstellungen nach § 141 Ab-
satz 2 und sonstige Belege, die mit ihrer Tätigkeit in Zusammenhang stehen, 
während zehn Jahren aufbewahren. Die Art und Weise der Führung und der Auf-
bewahrung richtet sich nach den Artikeln 957-958f OR[SR 220.]. 

§  250
II. Steuerteilung zwischen den Gemeinden
1. Grundsätze

http://www.lexfind.ch/link/Bund/220/de
http://www.lexfind.ch/link/Bund/220/de
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1 Ist eine natürliche oder juristische Person in mehreren solothurnischen 
Einwohnergemeinden steuerpflichtig, so wird eine Steuerausscheidung vorge-
nommen, sofern

a) bei natürlichen Personen das im Kanton steuerbare Einkommen mindestens 
40'000 Franken oder das im Kanton steuerbare Vermögen mindestens 500'000 
Franken beträgt,

b) bei juristischen Personen der im Kanton steuerbare Gewinn mindestens 40'000
Franken oder das im Kanton steuerbare Kapital mindestens 500'000 Franken 
beträgt,

b) bei juristischen Personen der im Kanton steuerbare Gewinn mindestens 40'000
Franken oder das im Kanton steuerbare Kapital mindestens 5'000'000 Franken 
beträgt,

c) bei juristischen Personen, die gemäss §§ 99 oder 100 dieses Gesetzes besteu-
ert werden, das im Kanton steuerbare Kapital mindestens zwei Millionen Fran-
ken beträgt.

c) Aufgehoben.

2 Die Teilung der Steuerpflicht wird auf der Grundlage der Staatssteuerveranla-
gung vorgenommen und richtet sich nach den Grundsätzen des Bundesrechts 
über das Verbot der interkantonalen Doppelbesteuerung mit folgenden Ausnah-
men

a) Vom Einkommen aus selbständiger Erwerbstätigkeit sind 50% in der Wohnsitz-
gemeinde steuerbar, wenn sich der Geschäftssitz in einer andern Gemeinde 
befindet. Befindet sich in der Wohnsitzgemeinde noch eine Betriebsstätte, so 
fallen 30% des gesamten Geschäftsertrages vorweg der Wohnsitzgemeinde zu;
70% werden verhältnismässig ausgeschieden. Der Anteil der Wohnsitzgemein-
de beträgt in jedem Falle mindestens 50%;

b) …

c) …

d) Vermögenswerte unter einem vom Regierungsrat festzulegenden Betrag sowie
der Ertrag daraus werden nicht ausgeschieden.

3 Zur Erhebung der Personalsteuer ist nur die Gemeinde des steuerrechtlichen 
Wohnsitzes oder Aufenthaltes berechtigt.
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§  253
III. Steuerfuss

1 Die Gemeindesteuern werden in Prozenten der ganzen Staatssteuer bezogen.

2 Die Gemeinde beschliesst alljährlich bei Aufstellung des Voranschlages den 
Steuerfuss. Dieser richtet sich nach ihren Bedürfnissen und den ihr obliegenden 
Aufgaben.

2 Die Gemeinde beschliesst alljährlich bei Aufstellung des Budgets den Steuer-
fuss. Dieser richtet sich nach ihren Bedürfnissen und den ihr obliegenden Aufga-
ben.

3 Für die natürlichen und für die juristischen Personen kann ein unterschiedlicher 
Steuerfuss festgelegt werden; der Steuerfuss für juristische Personen darf vom 
Steuerfuss der natürlichen Personen um nicht mehr als drei Zehntel der ganzen 
Staatssteuer abweichen.

4 Von juristischen Personen, die nach den §§ 99 oder 100 besteuert werden, darf 
die Gemeindesteuer höchstens im Betrag der ganzen Staatssteuer erhoben wer-
den.

4 Aufgehoben.

     11. Übergangsbestimmungen zur Teilrevision 20XX

§  289
1. Grundstückgewinnsteuer bei Beginn der Steuerpflicht

1 Decken Anstalten und Stiftungen des Kantons und der Gemeinden beim Inkraft-
treten der Änderung vom TTMMMMJJJJ gemäss § 94bis stille Reserven auf 
Grundstücken auf, soweit diese nicht hoheitlichen oder gesetzlich vorgeschriebe-
nen Aufgaben dienen, unterliegt die Differenz zwischen dem aktivierten Wert und 
den Anlagekosten der Grundstückgewinnsteuer gemäss §§ 48 bis 59bis.

§  290
2. Sondersteuer auf aufgedeckten stillen Reserven

1 Juristische Personen, die nach den §§ 99 und 100 des bisherigen Rechts be-
steuert wurden, können beantragen, dass die am Ende dieser Besteuerung be-
stehenden stillen Reserven einschliesslich des selbst geschaffenen Mehrwerts, 
soweit diese bisher nicht steuerbar gewesen wären, im Falle ihrer Realisation in-
nert den nächsten fünf Jahren gesondert zum Satz von 1% besteuert werden.
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2 Der Antrag ist schriftlich mit der Steuererklärung jener Steuerperiode einzurei-
chen, in der die Besteuerung nach den §§ 99 oder 100 endet. Andernfalls ist das 
Recht auf die Besteuerung nach den Absatz 1 verwirkt.

3 Der Antrag hat die notwendigen Angaben für die Bewertung der stillen Reserven
zu enthalten, für welche die Besteuerung nach den Absatz 1 verlangt wird.

4 Die Veranlagungsbehörde setzt die Höhe der von der juristischen Person gel-
tend gemachten stillen Reserven einschliesslich des selbst geschaffenen Mehr-
werts mittels Verfügung fest.

5 Abschreibungen auf stillen Reserven einschliesslich selbstgeschaffenem Mehr-
wert, die bei Ende der Besteuerung gemäss den §§ 99 und 100 aufgedeckt wur-
den, werden in die Berechnung der Entlastungsbegrenzung gemäss § 92quater ein-
bezogen.

§  291
3. Nachträgliche Besteuerung von Umstrukturierungsrücklagen

1 Steuerfreie Rücklagen für Kosten wirtschaftlich erforderlicher Betriebsumstellun-
gen und -umstrukturierungen gemäss § 35 Absatz 3 des bisherigen Rechts sind 
innerhalb von fünf Jahren seit ihrer Bildung zweckkonform zu verwenden. 
Andernfalls werden sie in den Jahren ihrer Bildung im Verfahren nach §§ 170 – 
172 nachträglich besteuert.

II.

1.
Der Erlass Gesetz über den Finanz- und Lastenausgleich der Einwohnergemein-
den (Finanz- und Lastenausgleichsgesetz, FILAG EG) vom 30. November 2014 
(Stand 1. Januar 2016) wird wie folgt geändert:

     6.3. Übergangsbestimmungen zur Teilrevision vom XX XXXXX 2019

     6.3.1. Befristeter arbeitsmarktlicher Lastenausgleich

§  38
Arbeitsmarktlicher Lastenausgleich
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1 Gemeinden, die aufgrund von Steuerausfällen infolge der Steuervorlage 17 (SV 
17) übermässig belastet sind, erhalten vom Kanton einen jährlichen Ausgleich.

2 Indikatoren für überdurchschnittliche Steuerausfälle sind:

a) eine überdurchschnittliche Anzahl an bestimmten Arbeitsplätzen pro 
Einwohner;

b) eine überdurchschnittliche Anzahl an bestimmten juristischen Personen mit 
Sitz in der betreffenden Gemeinde pro Einwohner.

3 Der Kantonsrat legt jährlich den jeweiligen Grundbeitrag für den arbeitsmarktli-
chen Lastenausgleich fest.

4 Der arbeitsmarktliche Lastenausgleich wird während den ersten vier Vollzugs-
jahren ab der Inkraftsetzung der vorliegenden Teilrevision gewährt.

5 Dieser Ausgleich wird nach der Formel F des Anhanges berechnet.

6 Die Mittel werden den berechtigten Gemeinden ohne Zweckbindung ausgerich-
tet.

     6.3.2. Befristete abweichende Berechnung des Staatssteueraufkom-
men

§  39
Abweichende Berechnung des Staatssteueraufkommens für vier Basisjahre

1 In Abweichung zu § 7 Absatz 1 wird das Staatssteueraufkommen einer Gemein-
de bei denjenigen jeweiligen Basisjahren, welche ein, zwei, drei und vier Jahre 
hinter dem Geltungsjahr ab der Inkraftsetzung der vorliegenden Teilrevision lie-
gen, nach den Vorgaben der Absätze 2 und 3 berechnet.
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2 Das Staatssteueraufkommen einer Gemeinde ist die Summe der Staatssteuern 
der natürlichen und juristischen Personen aus dieser Gemeinde, wobei von der 
Summe der Staatssteuern der juristischen Personen ein Pauschalabschlag für 
prognostizierte Steuerausfälle in der Bandbreite von 40 bis 60 Prozent dieser 
Summe abgezogen wird, bei einem Steuerfuss von 100 Prozent. Der Regie-
rungsrat legt den für alle Gemeinden und betroffenen Basisjahre gleichen 
Pauschalabschlag fest.

3 In Fällen übermässiger Entlastungs- oder Belastungswirkungen aufgrund der 
nachgewiesenen Auswirkungen der SV 17 kann das Departement den Pauschal-
abschlag einzelner Gemeinden pro Basisjahr um maximal 30 Prozentpunkte er-
höhen oder kürzen.

     6.3.3. Befristeter Direktausgleich aufgrund der SV 17

§  40
Befristeter Direktausgleich aufgrund der SV 17

1 Der Direktausgleich sorgt für einen zusätzlichen Ausgleich bei den Gemeinden, 
um Härten, welche sich aufgrund der SV 17 ergeben, nach Massgabe der 
gemeindespezifischen Steuerausfälle bis zur maximalen Zielrestbelastung direkt 
abzufedern zu können.

2 Der Direktausgleich wird während den ersten vier Vollzugsjahren ab der Inkraft-
setzung der vorliegenden Teilrevision gewährt.

3 Die Ermittlung des Anspruchs auf einen Direktausgleich erfolgt auf der Grundla-
ge der Ausgleichsbilanz.

4 Die maximale Zielrestbelastung für das erste Jahr beträgt 5 Prozent des nach § 
7 berechneten Staatssteueraufkommens.

5 Die Mittel werden den berechtigten Gemeinden ohne Zweckbindung ausgerich-
tet.

§  41
Bemessung Steuerausfälle aufgrund der SV 17



- 39 -

          

1 Das Departement berechnet nach den Vorgaben von § 39 Absätze 2 und 3 die 
prognostizierten Steuerausfälle der einzelnen Gemeinden und erstellt gestützt 
darauf die Ausgleichsbilanz.

2 Grundlage für die Berechnung der prognostizierten Steuerausfälle bildet der 
Durchschnitt dreier Basisjahre gemäss den beschlossenen Jahresrechnungen 
der Gemeinden. Die Basisjahre liegen drei, vier und fünf Jahre hinter dem Gel-
tungsjahr.

3 Die Ausgleichsbilanz vergleicht im ersten Vollzugsjahr ab der Inkraftsetzung der 
vorliegenden Teilrevision das Gesamtergebnis der Abgabe oder des Beitrages 
nach Gemeinde aus dem Finanz- und Lastenausgleich vor Einführung der Teilre-
vision mit dem Gesamtergebnis nach Einbezug der Teilrevision. Sie weist unter 
Einbezug der Steuerausfälle nach Absatz 1 das Endergebnis nach Erreichen der 
maximalen Zielrestbelastung aus.

     6.3.4. Finanzierung der Ausgleichsmassnahmen aufgrund der SV 17

§  42
Finanzierung der Ausgleichsmassnahmen

1 Die Finanzierung des Ausgleichs an die Gemeinde aufgrund der Steuerausfälle 
infolge der SV 17 erfolgt während den ersten vier Vollzugsjahren ab der Inkraft-
setzung der vorliegenden Teilrevision über einen besonderen Staatsbeitrag. Die-
ser zusätzliche Gesamtfinanzierungsbetrag wird für das erste Vollzugsjahr ab der
Inkraftsetzung der vorliegenden Teilrevision durch den Kantonsrat festgelegt. In 
den folgenden drei Vollzugsjahren reduziert sich dieser Betrag je um einen Ach-
tel.

2 Pro Jahr wird ein bestimmter Anteil dieses Gesamtfinanzierungsbetrages für die
Dotierung des Direktausgleichs eingesetzt.

3 Der jeweilige Restbetrag des Gesamtfinanzierungsbetrages kann für den 
arbeitsmarktlichen Lastenausgleich sowie für sämtliche übrige Finanz- und Las-
tenausgleichsinstrumente des vorliegenden Gesetzes eingesetzt werden.

§  43
Finanzierung Direktausgleich



- 40 -

          

1 Der Kantonsrat legt den Anteil des Gesamtfinanzierungsbetrages zur Finanzie-
rung des Direktausgleichs für das erste Vollzugsjahr fest. In den folgenden drei 
Vollzugsjahren reduziert sich dieser Betrag je um einen Achtel.

     6.3.5. Werte für das erste Vollzugsjahr und Berechnungen

§  44
Werte für das erste Vollzugsjahr und Berechnungen

1 Der Kantonsrat legt auf den Inkraftsetzungszeitpunkt der vorliegenden Teilrevisi-
on für das erste Vollzugsjahr sämtliche im vorliegenden Gesetz und dem Forme-
lanhang genannten Werte betreffend den arbeitsmarktlichen Lastenausgleich, 
welche anschliessend jährlich durch diesen bestimmt werden, sowie den Ge-
samtfinanzierungsbetrag nach § 42 Absatz 1 und den Anteil des Gesamtfinanzie-
rungsbetrages zur Finanzierung des Direktausgleichs für das erste Vollzugsjahr 
nach § 43 fest.

2 Der Regierungsrat legt auf den Inkraftsetzungszeitpunkt der vorliegenden Teilre-
vision den Pauschalabschlag nach § 39 Absatz 2 fest.

3 Das Departement nimmt sämtliche sich aus den vorliegenden Übergangsbe-
stimmungen ergebenden Berechnungen vor.

Anhänge      

1 Formeln 1 Formeln (geändert)

2.
Der Erlass Volksschulgesetz vom 14. September 1969 (Stand 1. Januar 2016) 
wird wie folgt geändert:

§  44sexies

Finanzierung von ICT-Angeboten und ICT-Projekten

1 ICT-Angebote und ICT-Projekte in der Volksschule werden einschliesslich der 
Vollzugskosten aus Beiträgen von steuerpflichtigen juristischen Personen finan-
ziert, die der Beitragspflicht an die Familienausgleichskassen unterstehen.
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2 Für die Beiträge gilt ein separater Beitragssatz von maximal 0.2% der für die 
Familienzulagen verbindlichen Lohnsummen. Der Regierungsrat legt den effekti-
ven Beitragssatz jährlich fest.

3 Verfahren und Vollzug zum Erheben der Beiträge richten sich analog nach den 
bundesrechtlichen und kantonalen Bestimmungen zu den Familienzulagen und 
den Familienausgleichskassen; davon ausgenommen sind die Bestimmungen 
betreffend die Lastenausgleiche gemäss § 73 bis § 76 des Sozialgesetzes vom 
31. Januar 2007[BGS    831.1.].

4 Der Regierungsrat regelt die Bedingungen für die beitragsberechtigten Angebo-
te und Projekte.

5 Die Familienausgleichskassen haben die Beiträge bei den Beitragspflichtigen 
zu erheben. Die Familienausgleichskassen stellen die erhobenen Beiträge nach 
Abzug der ausgewiesenen Verwaltungskosten der kantonalen Aufsichtsbehörde 
zur Verfügung.

3.
Der Erlass Mittelschulgesetz vom 29. Juni 2005 (Stand 1. Januar 2015) wird wie 
folgt geändert:

§  23bis

Finanzierung von ICT-Projekten

1 ICT-Projekte in den kantonalen Mittelschulen werden einschliesslich der 
Vollzugskosten aus Beiträgen von steuerpflichtigen juristischen Personen finan-
ziert, die der Beitragspflicht an die Familienausgleichskassen unterstehen.

2 Für die Beiträge gilt ein separater Beitragssatz von maximal 0.2% der für die 
Familienzulagen verbindlichen Lohnsummen. Der Regierungsrat legt den effekti-
ven Beitragssatz jährlich fest.

3 Verfahren und Vollzug zum Erheben der Beiträge richten sich analog nach den 
bundesrechtlichen und kantonalen Bestimmungen zu den Familienzulagen und 
den Familienausgleichskassen; davon ausgenommen sind die Bestimmungen 
betreffend die Lastenausgleiche gemäss § 73 bis § 76 des Sozialgesetzes vom 
31. Januar 2007[BGS    831.1.].

https://bgs.so.ch/data/%20831.1/de
https://bgs.so.ch/data/%20831.1/de
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4 Die Familienausgleichskassen haben die Beiträge bei den Beitragspflichtigen 
zu erheben. Die Familienausgleichskassen stellen die erhobenen Beiträge nach 
Abzug der ausgewiesenen Verwaltungskosten dem Amt zur Verfügung.

4.
Der Erlass Gesetz über die Berufsbildung (GBB) vom 3. September 2008 (Stand 
1. Januar 2012) wird wie folgt geändert:

§  61bis

Finanzierung von ICT-Projekten in der beruflichen Grundbildung

1 ICT-Projekte in der beruflichen Grundbildung werden einschliesslich der 
Vollzugskosten aus Beiträgen von steuerpflichtigen juristischen Personen finan-
ziert, die der Beitragspflicht an die Familienausgleichskassen unterstehen.

2 Für die Beiträge gilt ein separater Beitragssatz von maximal 0.2% der für die 
Familienzulagen verbindlichen Lohnsummen. Der Regierungsrat legt den effekti-
ven Beitragssatz jährlich fest.

3 Verfahren und Vollzug zum Erheben der Beiträge richten sich analog nach den 
bundesrechtlichen und kantonalen Bestimmungen zu den Familienzulagen und 
den Familienausgleichskassen; davon ausgenommen sind die Bestimmungen 
betreffend die Lastenausgleiche gemäss § 73 bis § 76 des Sozialgesetzes vom 
31. Januar 2007[BGS    831.1.].

4 Die Familienausgleichskassen haben die Beiträge bei den Beitragspflichtigen 
zu erheben. Die Familienausgleichskassen stellen die erhobenen Beiträge nach 
Abzug der ausgewiesenen Verwaltungskosten dem Amt zur Verfügung.

5.
Der Erlass Sozialgesetz (SG) vom 31. Januar 2007 (Stand 1. Januar 2018) wird 
wie folgt geändert:

§  37bis

Weitere Aufgaben

1 Die Familienausgleichskassen haben die Beiträge zur Finanzierung der Ergän-
zungsleistungen für Familien und der Gutscheine für familienergänzende Betreu-
ungsangebote bei den Beitragspflichtigen zu erheben.

https://bgs.so.ch/data/%20831.1/de
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2 Die Familienausgleichskassen stellen die erhobenen Beiträge nach Abzug der 
ausgewiesenen Verwaltungskosten der jeweiligen Vollzugsbehörde zur Verfü-
gung.

§  85octies

Finanzierung

1 Ergänzungsleistungen für Familien werden einschliesslich der Vollzugskosten 
aus Beiträgen von steuerpflichtigen juristischen Personen finanziert, die der Bei-
tragspflicht an die Familienausgleichskassen unterstehen.

2 Für die Beiträge gilt ein separater Beitragssatz von maximal 0.2% der für die 
Familienzulagen verbindlichen Lohnsummen. Der Regierungsrat legt den effekti-
ven Beitragssatz jährlich fest.

3 Verfahren und Vollzug zum Erheben der Beiträge richten sich analog nach den 
bundesrechtlichen und kantonalen Bestimmungen zu den Familienzulagen und 
den Familienausgleichskassen; davon ausgenommen sind die Bestimmung 
betreffend die Lastenausgleiche gemäss § 73 bis §76.

§  107bis

Gutscheine für familienergänzende Betreuungsangebote

1 Personen haben Anspruch auf Gutscheine für familienergänzende Betreuungs-
angebote, wenn sie folgende Voraussetzungen kumulativ erfüllen:

a) sie haben Wohnsitz im Kanton Solothurn;

b) sie leben in häuslicher Gemeinschaft mit Kindern im Vorschulalter

c) sie erzielen ein massgebendes Einkommen, das 150'000 Franken nicht über-
steigt;

d) sie üben eine Erwerbstätigkeit in einem relevanten Umfang aus;

e) nehmen ein anerkanntes, familienergänzendes Betreuungsangebot für ein 
Kind im Vorschulalter in Anspruch.
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Der Regierungsrat kann den Grenzwert des massgebenden Einkommens um 
10% erhöhen oder herabsetzen.

2 Personen, welche nach Ermessen steuerlich veranlagt werden, haben keinen 
Anspruch auf Gutscheine. Der Anspruch auf Gutscheine ist vom Nachforderungs-
anspruch gemäss § 13 ausgeschlossen. 

3 Die Höhe der Gutscheine wird in Abhängigkeit vom massgebenden Einkommen
der Anspruchsberechtigten abgestuft. Die Gutscheine dürfen die Ausgaben für ef-
fektiv bezogene Betreuungsleistungen nicht übersteigen.

4 Zur Bestimmung des Begriffes Kinder gilt analog die Regelung zu den Ergän-
zungsleistungen für Familien.

5 Das Massgebende Einkommen wird analog demjenigen für die Berechnung des
Anspruchs auf Prämienverbilligung berechnet. Bei unverheirateten Eltern oder 
wenn ein Elternteil mit einem Partner oder einer Partnerin ohne gemeinsame Kin-
der länger als zwei Jahre in häuslicher Gemeinschaft lebt, wird die wirtschaftliche
Leistungsfähigkeit des ganzen Haushaltes berücksichtigt.

6 Hat mehr als eine Person für das gleiche Kind Anspruch auf Gutscheine, so gilt 
analog die Konkurrenzregelung zu den Ergänzungsleistungen für Familien.

7 Der Regierungsrat regelt den relevanten Umfang der Erwerbstätigkeit, was als 
anerkanntes Betreuungsangebot gilt, die Höhe und Abstufung der Gutscheine so-
wie in welcher Form sie ausgerichtet werden in einer Verordnung. Er bestimmt 
die zuständige Stelle für den Vollzug.

§  107ter

Finanzierung

1 Gutscheine für familienergänzende Betreuungsangebote werden einschliesslich
der Vollzugskosten aus Beiträgen von steuerpflichtigen juristischen Personen fi-
nanziert, die der Beitragspflicht an die Familienausgleichskassen unterstehen.

2 Für die Beiträge gilt ein separater Beitragssatz von maximal 0.2% der für die 
Familienzulagen verbindlichen Lohnsummen. Der Regierungsrat legt den effekti-
ven Beitragssatz jährlich fest.
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3 Verfahren und Vollzug zum Einbringen der Beiträge richten sich analog nach 
den bundesrechtlichen und kantonalen Bestimmungen zu den Familienzulagen 
und den Familienausgleichskassen; davon ausgenommen sind die Bestimmung 
betreffend die Lastenausgleiche gemäss § 73 bis § 76.

III.

     Keine Fremdaufhebungen.

IV.

     Der Regierungsrat bestimmt das Inkrafttreten.
 
§ 44sexies des Volksschulgesetzes, § 23bis des Mittelschulgesetzes und § 61bis des 
Gesetzes über die Berufsbildung treten 5 Jahre nach Inkrafttreten ausser Kraft. 
Die noch vorhandenen finanziellen Mittel dürfen weiterhin zweckgebunden ver-
wendet werden.

Solothurn,

Im Namen des Kantonsrats
 
Präsident
 
Dr. Michael Stebler
Ratssekretär

     Dieser Beschluss unterliegt dem ... Referendum.


